
 
 

 

Liebe Leserinnen und Leser, 

 

der vergangene Sonntag war ein großartiger Tag für die CDU. Wir sind wieder die stärkste Partei 

in Nordrhein-Westfalen und stellen mit Armin Laschet den neuen Ministerpräsidenten. Das 

Wahlergebnis im Oberbergischen Kreis war besonders beeindruckend. In allen Städten und 

Gemeinden Oberbergs haben die  CDU-Kandidaten die Mehrheit der Erststimmen erzielen 

können. Meine herzlichen Glückwünsche gehen an die Wahlsieger: Peter Biesenbach (Oberberg 

I), Bodo Löttgen (Oberberg II) und Jens-Peter Nettekoven (Radevormwald/Remscheid).  

 

Gestern Abend lud ich zu meinem letzten Oberberg-Abend ein. In all den Jahren als 

Abgeordneter habe ich zweimal im Jahr in Berlin lebende Oberberger zu einem gemeinsamen 

Abend eingeladen.  

 

Im Plenum stellen wir diese Woche die Weichen für mehr Recht und Ordnung. Unter anderem 

wollen wir die innere Sicherheit in Deutschland verbessern und die Zahl der 

Wohnungseinbrüche deutlich reduzieren, indem diese in Zukunft härter bestraft werden. Wir 

bringen zudem ein Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken auf 

den Weg. 

 

Ich wünsche Ihnen viel Spaß beim Lesen! 

 

Ihr 

Klaus-Peter Flosbach 

 

 

 

I. Die politische Lage in Deutschland 

 

Rückenwind! 

Mit dem Saarland ging es los, Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen folgten. Herzlichen 

Glückwunsch! Das ist Rückenwind für uns. Die Landtagswahlergebnisse machen deutlich: Mit 

den richtigen Themen und guten, überzeugenden Kandidaten werden Wahlen gewonnen. In 

Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen hat die CDU auf Schulen, Straßen und Sicherheit 

gesetzt, das waren und sind die richtigen Themen, die die Menschen beschäftigen. In beiden 

Ländern hat die CDU nach schlechten Umfragen die Nerven behalten und ist bei ihrer Linie 

geblieben. Das war umso wichtiger, als sich in Nordrhein-Westfalen nach Analysen ein Drittel 

der tatsächlichen Wähler erst in den letzten Tagen oder sogar am Wahltag entschieden haben.  
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Zudem waren die innerparteiliche Geschlossenheit und die direkte Ansprache der Bürger enorm 

wichtig für diese Wahlerfolge. Die Bürger erwarten von ihren Regierungen, dass sie ihre 

Wünsche und aktuelle Herausforderungen identifizieren, Lösungen erarbeiten und diese dann 

auch in die Tat umsetzen. Auf dieses Umsetzen sollten wir uns in den nächsten vier 

Sitzungswochen konzentrieren, denn die Bürgerinnen und Bürger schätzen keinen 

Dauerwahlkampf. Mit der Reform der Bund-Länder-Finanzen, den Gesetzen zur Betriebsrente 

und den Netzentgelten sowie den zahlreichen Vorhaben im Bereich Innen und Recht stehen uns 

noch intensive Beratungen bevor.  

International begrüßen wir, dass die ganz überwiegende Mehrheit der Franzosen Emmanuel 

Macron zum Präsidenten gewählt und ihn seine erste Auslandsreise nach Deutschland geführt 

hat. Wir sind im Interesse der deutsch-französischen Freundschaft und des Wohlergehens der 

EU zu einer engen und vertrauensvollen Zusammenarbeit mit ihm bereit. Nur mit einem starken 

deutsch-französischen Tandem wird es uns gelingen, die EU trotz des Brexit voranzubringen. 

 

Weitere Weichenstellungen für Recht und Ordnung. 

Wir werden weiter mit voller Kraft Verbesserung bei der inneren Sicherheit in unserem Land 

voranbringen. Die Landtagswahlen haben gezeigt, dass die Bürger mit uns die Hoffnung auf 

mehr Sicherheit verbinden.  

Ein Thema ist die völlig inakzeptable Zahl der Wohnungseinbrüche. Die Unionsfraktion hat seit 

langem angestrebt, die Strafgesetze zum Wohnungseinbruchsdiebstahl zu verschärfen. Nach der 

Verbesserung der Prävention durch das KfW-Programm zum Einbruchschutz legen wir nun auch 

im Strafrecht nach. Erst kurz vor der Wahl in Nordrhein-Westfalen, wo die Zahl der Einbrüche 

besonders hoch ist, hat sich der Koalitionspartner in dieser Frage bewegt und zugestimmt, 

Einbrüche in dauerhaft genutzte Privatwohnungen härter zu bestrafen und die Befugnisse der 

Polizei zu verbessern. Die höhere Strafandrohung dient nicht nur der Abschreckung, sondern 

soll der hohen Zahl von Verfahrenseinstellungen entgegenwirken und den Verfolgungsdruck 

erhöhen. Zudem sollen die Ermittlungsbehörden künftig Funkzellendaten abfragen können, 

damit sie den immer professioneller agierenden Banden besser auf die Spur kommen. 

Wir senken außerdem in dieser Woche die Hürden zur Durchsetzung der Ausreisepflicht für 

Ausländer, die nicht freiwillig ausreisen. Das ist nicht nur, aber auch ein Thema der inneren 

Sicherheit, denn es wird insbesondere die Abschiebung jener ausreisepflichtigen Ausländer 

erleichtert, von denen Sicherheitsgefahren ausgehen. Sie können zukünftig nicht nur leichter in 

Abschiebehaft genommen, sondern auch elektronisch überwacht werden. Fehlen Pässe zur 

Identitätsfeststellung, kann das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge zukünftig 

Mobiltelefone von Asylsuchenden auslesen. Damit geben wir den Behörden eine wichtige 

Befugnis an die Hand. 

 

 

 



 
 

II. Die Woche im Parlament 

 

Gesetz zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken 

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz). In erster Lesung diskutieren wir mit diesem Gesetzentwurf 

die Einführung von Compliance-Regeln im Sinne eines Beschwerdemanagements bezüglich 

strafbarer Inhalte in den sozialen Netzwerken. Offensichtlich strafbare Inhalte sollen innerhalb 

von 24 Stunden nach Eingang der Beschwerde gelöscht oder gesperrt werden müssen, weitere 

strafbare Inhalte innerhalb von sieben Tagen nach Eingang der Beschwerde. Weiterhin werden 

die Plattformen unter anderem zu vierteljährlichen Berichten über den Umgang mit 

Beschwerden verpflichtet. Bei einem Verstoß gegen diese Compliance-Pflichten drohen dem 

Unternehmen bis zu 50 Millionen Euro Geldbuße. Zudem erhalten Opfer von 

Persönlichkeitsrechtsverletzungen einen Anspruch gegen den Betreiber auf Auskunft zum Täter.   

 

Gesetz zur Änderung des Strafgesetzbuches – Wohnungseinbruchsdiebstahl. Als weiteres 

Mittel zur Bekämpfung der zu hohen Einbruchszahlen verschärfen wir das Strafrecht und weiten 

die Befugnisse der Strafermittlungsbehörden aus. Wir setzen damit eine Forderung unserer 

Fraktion von der Vorstandsklausur im September 2016 um. Künftig wird der 

Wohnungseinbruch in privat genutzte Wohnungen härter bestraft, indem ein neuer 

Straftatbestand dafür eine Mindeststrafe von einem Jahr vorsieht. Ein Einbruch in ihre 

Privatsphäre ist oftmals ein traumatisches Erlebnis für die Opfer, daher ist eine Anpassung des 

Strafmaßes angemessen. Zudem erweitern wir den Katalog der Straftaten in der 

Strafprozessordnung, nach dem die Polizei nach richterlichem Beschluss Verbindungsdaten der 

Tatverdächtigen auswerten kann. Somit wird es leichter, die Bandenstrukturen der Täter 

aufzudecken. 

 

Gesetz zur Änderung des Grundgesetzes (Artikel 21). In erster Lesung diskutieren wir diese 

Grundgesetzänderung, mit der Parteien, die aufgrund der Ausrichtung ihrer Mitglieder darauf 

abzielen, die freiheitlich demokratische Grundordnung der Bundesrepublik zu gefährden oder 

zu beseitigen, von der staatlichen Teilfinanzierung und von steuerlichen Begünstigungen 

ausgeschlossen werden können. 

 

Gesetz zum Ausschluss verfassungsfeindlicher Parteien von der Parteienfinanzierung. Als 

Folge der vorgenannten Grundgesetzänderung beraten wir in erster Lesung die Schaffung eines 

entsprechenden Verfahrens im Bundesverfassungsgerichtsgesetz. Nur das 

Bundesverfassungsgericht kann eine Partei von der staatlichen Teilfinanzierung ausschließen; 

nach vier Jahren kann diese eine Aufhebung des Ausschlusses beantragen. Dafür notwendig ist 

der Wegfall von Umständen, die den einstigen Ausschluss stützen.  

 

Gesetz zur besseren Durchsetzung der Ausreisepflicht. Wir wollen die Abschiebung 

vollziehbarer ausreisepflichtiger Ausländer konsequenter durchsetzen, vor allem wenn von 



 
 

diesen Sicherheitsrisiken ausgehen. Das entsprechende Gesetz verabschieden wir in zweiter und 

dritter Lesung. Zudem sollen Ausländer, die ausreisepflichtig sind, aber nicht freiwillig 

ausreisen, sich nur noch im Bezirk einer einzelnen Ausländerbehörde aufhalten dürfen, sofern 

sie über ihre Identität oder Staatsangehörigkeit getäuscht oder ihre Mitwirkung bei der 

Rückführung verweigert haben. Zudem stärken wir die Möglichkeiten der Überwachung und 

Abschiebeinhaftierung von Ausländern, die eine Gefahr für die innere Sicherheit darstellen. 

Abschiebehaft soll bei gefährlichen Ausreisepflichtigen künftig auch dann zulässig sein, wenn 

die Abschiebung absehbar nicht innerhalb von drei Monaten vollzogen werden kann. Wir ziehen 

damit wichtige ausländerrechtliche Konsequenzen aus den Anschlägen von Berlin und Ansbach.  

 

Gesetz zur Stärkung von Kindern und Jugendlichen (Kinder- und Jugendstärkungsgesetz – 

KJSG). Bei diesem Gesetzentwurf, welchen wir in erster Lesung diskutieren, geht es um das Ziel, 

die Beteiligungsrechte von Kindern und Jugendlichen zu stärken, Pflegekinder und ihre 

Familien zu unterstützen und die Heimaufsicht effizienter zu gestalten, sowie den Schutz von 

Kindern und Frauen in Flüchtlingsunterkünften zu verbessern. Auch Fragen der Inklusion sowie 

der Finanzierung der Unterbringung von unbegleiteten minderjährigen Ausländern betrifft 

dieser Gesetzentwurf. 
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